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BRANDSCHUTZ 

Sicherheits- und Brandschutzkonzepte 
für öffentliche Gebäude 
- Schwerpunkt Krankenhäuser und Hotels 

Die Begriffe "Sicherheitskonzept" und 
"Brandschutzkonzept" sind in ihrer Be­
deutung nicht gleichwertig . Die Sicherheit 
in Krankenhäusern und Hotels schließt 
beispielsweise die Sicherheit vor Dieben 
ebenso wie die Sicherheit vor Rauch und 
Feuer ein . Das bedeutet also , dass ein 
Brandschutzkonzept zwar Bestandteil 
des Sicherheitskonzeptes sein kann, 
nicht aber umgekehrt. 

Wird Sicherheit als das Fehlen von Ge­
fahren verstanden , bekommt der Be­
griff "Brandsicherheit" folgenden Sinn : 
"Brandsicherheit" ist das vorgegebene 
Schutzziel. Absolute Sicherheit kann 
auch durch die Brandschutzanforde­
rungen nicht erreicht werden . Praktisch 
handhabbar wird diese Überlegung mit 
der Einführung des Grenzrisikos als 
das größte gesellschaftlich akzeptier­
bare Produkt aus statistischer Eintritts­
wahrscheinlichkeit eines Brandes und 
seiner möglichen Schadensauswirkung . 
Dieses Grenzrisiko wird durch sicher­
heitstechnische Vorschriften , Richtlinien , 
Normen und Musterrichtlinien bzw. durch 
den Stand der Technik bestimmt. 

Der überwiegende Teil aller Großbrände, 
ebenso wie der Flughafenbrand in Düs­
seldorf , wären zu vermeiden gewesen . 
Sie wurden ausgewertet und werden sich 

höchstwahrscheinlich nicht wiederho­
len . Mit Sicherheit wird es aber leider 
wieder brennen . Deshalb sind die allge­
meinen Empfehlungen der Untersu­
chungskommission des Brandes in Düs­
seldorf von grundlegender Bedeutung. 
Diese enthalten keine Forderungen zur 
Erhöhung des Sicherheitsniveaus , son­
dern zeigen Verfahrensweisen auf, durch 
deren Anwendung ein Überschreiten des 
akzeptierbaren Grenzrisikos verhindert 
werden kann . 

~ Für Sonderbauten mit großen Men­
schenansammlungen sollten Brand­
schutzkonzepte erarbeitet und der 
Bauaufsichtsbehörde als Bestandteil 
der Bauvorlagen eingereicht werden . 
Hiermit wird ausdrücklich auf eine 
Verfahrensweise hingewiesen, die 
sich bereits durchgesetzt hat. 

~ Das Brandschutzkonzept sollte von 
einem geeigneten Sachverständigen 
erstellt und von einer unabhängigen 
Stelle (Vier-Augen-Prinzip) überprüft 
werden . Nach Abstimmung mit der zu­
ständigen Behörde sollte die Bauauf­
sicht abschließend überprüfen und 
das Brandschutzkonzept als Bestand­
teil der Bauvorlagen genehmigen. 
Auch diese Verfahrensweise wird be­
reits angewandt. 
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~ Bei Sonderbauten empfiehlt sich 
die Erstellung spezieller Bauvorlagen 
für den Brandschutz, wie Flucht­
und Rettungswegpläne, Feuerwehr­
pläne, usw. Die Erstellung von Flucht­
und Rettungsplänen nach VBG 125 
und von Feuerwehrplänen nach DIN 
14095 Teil 1 hat sich bereits weitest­
gehend durchgesetzt (Bild 1). 

~ Im Rahmen von wiederkehrenden 
bauaufsichtlichen Sicherheitsüber­
prüfungen sollten unter Einbeziehung 
von Sachverständigen wiederkehren­
de Überprüfungen des Brandschutz­
konzeptes und der getroffenen Maß­
nahmen erfolgen. Es empfiehlt sich 
hierbei die Einhaltung von regelmäßi­
gen Zeitabständen , wie z. B. alle 5 Jah­
re . Diese Empfehlung wird sicher nicht 
so einfach zu realisieren sein , da sie 
in eine Verordnung , z . B. in die "Ver­
ordnung über die Brandsicherheits­
schau und die Betriebsüberwachung" 
integriert werden müsste . Sie könnte 
aber als Teil der Baugenehmigung ge­
fordert werden. 

~ Zur Einhaltung der Brandschutzanfor­
derungen ist für den laufenden Betrieb 
von Sonderbauten ein Brandschutz­
beauftragter zu bestellen . Diese si­
cherlich effektive Maßnahme ist bis­
her nur für Verkaufsstätten in Baden­
Württemberg , Berlin, Brandenburg , 
Mecklenburg-Vorpommern , Nieder­
sachsen , Rheinland-Pfalz, Schleswig­
Holstein und Thüringen gesetzlich ge­
regelt. 

Vorbeugender und 
abwehrender Brandschutz 

Der Brandschutz lässt sich in den vorbeu­
genden und abwehrenden Brandschutz 
unterteilen. Unter dem häufig verwende­
ten Begriff vorbeugender Brandschutz 
werden alle Maßnahmen zusammenge­
fasst, die der Entstehung eines Brandes 
und der Ausbreitung von Feuer und 
Rauch vorbeugen . Bei einem Brand 
ermöglichen diese Maßnahmen den ab­
wehrenden Brandschutz, d.h. die Rettung 
von Menschen und Tieren sowie die 
Durchführung wirksamer Löscharbeiten 
(§15 BauOBln , §13 MBO) . 
(Bild 2 und 3) 

Das Brandschutzkonzept hat die Aufga­
be, die dazu erforderlichen Maßnahmen 
für ein konkretes Bauwerk zu dokumen­
tieren , um den Nachweis über die oben 
definierte Brandsicherheit zu erbringen . 
- Somit könnte dieses Dokument auch 
als Brandsicherheitsnachweis bezeichnet 
werden . Dieser Nachweis bezieht sich 
immer auf den konkreten Planungs­
stand des zu beurteilenden Objektes . 
Nicht selten aber werden bei der Aus­
führungsplanung oder in der Bauphase 

Bild 3 
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Bild 4: 
Feuerwehrzufahrt! ? 

- Das wird knapp 

BRANDSCHUTZ 

noch zahlreiche Änderungen vorgenom­
men , teilweise sogar mit negativen Aus­
wirkungen auf die Brandsicherheit. Das 
erfordert die Fortschreibung des Brand­
schutzkonzeptes in jeder einzelnen Reali­
sierungsphase. 

Das Brandschutzkonzept muss die nut­
zungsbedingten Brandrisiken (Brandge­
fährdungen) mit den gesetzlichen An­
forderungen bzw. behördlichen Auflagen 
(Sicherheitsniveau) sowie mit den wirt­
schaftlichen Aspekten (Wirtschaftlichkeit, 
Verhältnismäßigkeit) verknüpfen. Nur so 
kann das erforderliche Niveau der Brand­
sicherheit zu jedem Zeitpunkt , d. h. 
bereits bei der Planung , in der Bauphase, 
während der bestimmungsgemäßen 
Nutzung , aber auch bei deren Störung, 
optimal gewährleistet werden . 

Folgende Veröffentlichungen be­
handeln den Inhalt von Brand­
sChutzkonzepten: 

~ Entwurf zu § 7 (neu) Bau­
PrüfVO NRW, Bauvorlagen 
für bauliche Anlagen und 
Räume besonderer Art oder 
Nutzung (Brandschutzkonzeptl 
Fassung 20. Januar 1998) 
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~ vfdb Richtlinie 01 /01 (Brand­
schutzkonzept / Stand Juni 1999) 

~ Brandschutzleitfaden für Ge­
bäude besonderer Art oder 
Nutzung des Bundesministe­
riums für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen 
(Stand November 1998) 

Aufgrund des Entwurfs zu § 7 (neu) 
der Bauprüfverordnung für Nordrhein­
Westfalen sind in Brandschutzkon ­
zepten zu folgenden Punkten Aussa­
gen erforderlich: 

~ Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell­
und Bewegungsflächen für die Feuer­
wehr, (Bild 4) 

~ Nachweis der erforderlichen Lösch­
wassermenge und -versorgung , 

~ Bemessung, Lage und Anordnung der 
Löschwasser-Rückhalteanlagen , 

~ System der äußeren und inneren Ab­
schottungen in Brandabschnitte bzw. 
Brandbekämpfungsabschnitte sowie 
System der Rauchabschnitte mit 



Angaben über Lage , Anordnung und 
Verschluss von Öffnungen in abschot­
tenden Bauteilen , 

~ Lage , Anordnung und Kennzeichnung 
der Rettungswege mit Angaben zur 
Sicherheitsbeleuchtung und Ersatz­
stromanlage , 

~ höchstzulässige Nutzeranzahl der 
baulichen Anlage , 

~ Lage und Anordnung haustechni­
scher Anlagen, insbesondere der Lei­
tungsanlagen , ggf. mit Angaben zu ih­
rer Brandlast im Be reich von Ret­
tungswegen, 

~ Lage und Anordnung der Lüftungsan­
lagen mit Angaben zur brandschutz­
technischen Ausbildung , 

~ Lage, Anordnung und Bemessung der 
Rauch- und Wärmeabzugsanlagen 
mit Eintragung der Querschnitte bzw. 
Luftwechselraten , 

~ Darstellung der elektro-akustischen 
Alarmierungsanlage (ELA-Anlage) , 
(Bild 5) 

~ Lage , Anordnung und ggf. Bemes­
sung von Anlagen , Einrichtungen und 
Geräten zur Brandbekämpfung (wie 
Feuerlöschanlagen , Steigleitungen , 
Wandhydranten , Schlauchanschluss-

leitungen) mit Angaben zu Löschbe­
reichen und zur Bevorratung von Son­
derlöschmitteln , 

~ Hydrantenpläne mit Darstellung der 
Löschbereiche , 

~ Lage und Anordnung von BrandmeI­
deanlagen mit Unterzentralen , Feuer­
wehrtableaus und Auslösestellen , 

~ Feuerwehrpläne, 

~ betriebliche Maßnahmen zur Brand­
verhütung und Brandbekämpfung 
sowie zur Rettung von Personen 
(wie Werkfeuerwehr, Betriebsfeuer­
wehr, Hausfeuerwehr, Brandschutz­
ordnung , Maßnahmen zur Räumung , 
Räumungssignale) , 

~ Angaben darüber, welchen materiel­
len Anforderungen der BauO NW oder 
in Vorschriften aufgrund der BauO 
NW nicht entsprochen wird und wei­
che ausgleichenden Maßnahmen 
stattdessen vorgesehen werden , 

~ verwendete Rechenverfahren zur Er­
mittlung von Brandschutzklassen 
nach den Methoden des Brand­
schutzingenieurwesens . 

Des weiteren sind selbstverständlich 
Aussagen zu den tragenden Bauteilen er­
forderlich . 

Bild 5: 
Blick in eine Brand-
meldezentrale 
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BRANDSCHUTZ 

Brandschutzkonzepte 
und nutzungsbedingte 
Brandschutzanforderungen 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Bild 6: 
Die modernste Unfallklinik 
Europas - Berlin Marzahn 

(hier noch als Baustelle) 

Ein Brandschutzkonzept beginnt mit der 
Beschreibung des Planungsstandes oder 
des bestehenden Gebäudes und der vor­
gesehenen Nutzung . Es folgt die Ermitt­
lung der Brandgefährdungen . Die dazu 
erforderlichen Brandschutzmaßnahmen 
werden in bautechnische (bauliche und 
anlagentechnische) sowie in organisato­
rische (betriebliche) Maßnahmen unter­
teilt. Zu den bautechnischen Brand­
schutzmaßnahmen sind z. B. auch die 
Löschwasserversorgung , die Gestaltung 
der Rettungswege und der Zugang für die 
Feuerwehr zu zählen . 

Für Krankenhäuser und Hotels gilt in Ber­
lin § 50 der BauO Bin : "Bauliche Anlagen 
und Räume besonderer Art oder Nut­
zung". Entsprechend dieser Nutzung kön­
nen zur Gefahrenabwehr über die Anfor­
derungen der BauO Bin hinausgehende 
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besondere Anforderungen gestellt , aber 
auch Erleichterungen gestattet werden . 
(Bild 6) 

Die Besonderheiten bei der Nutzung von 
Hotels bestehen darin , dass der über­
wiegende Teil der Nutzer fremd ist und 
während der "Betriebszeit" im Gebäu­
de schläft. Bei den Nutzern von Kran­
kenhäusern muss zusätzlich beachtet 
werden, dass ein erheblicher Anteil auf 
Hilfe angewiesen ist, sowohl bei dem Er­
kennen von Gefahren als auch dabei , sich 
in Sicherheit zu bringen. 

Daraus resultieren im Falle der Hotels 
und Krankenhäuser besondere Anfor­
derungen . Zum besseren Vergleich 
wurden einige dieser Anforderungen in 
einer Anlage tabellarisch zusammen­
gefaßt. Die Tabelle verdeutlicht, dass 
diese Anforderungen zum Teil unter­
schiedlichste technische Lösungen er­
fordern. Die Gefährdung durch Rauch 
darf beispielsweise durch höchst unter­
schiedliche Rauchabzugsquerschnitte 
zwischen 0,2 % und 5% abgewehrt wer­
den. 



Grundlagen sind in Berlin die Bauord­
nung für Berlin (BauO Bin), für den ga­
stronomischen Teil der Hotels die Verord­
nung über Versammlungsstätten (VStätt­
VO) und für Krankenhäuser die Erläute­
rung zu § 50 BauO Bin: Krankenhäuser. 
Für dort nicht enthaltene Anforderungen 
an die Brandsicherheit können die ent­
sprechenden Mustervorschriften der AR­
GEBAU "Muster einer Verordnung über 
den Bau und Betrieb von Gaststätten 
(MGastBauVO)", die auch für Hotels Gül­
tigkeit haben, sowie das "Muster einer 
Verordnung über den Bau und Betrieb 
von Krankenhäusern (MKhBauVO)", her­
angezogen werden. Diese Vorschriften 
enthalten eine Vielzahl von Brandschutz­
anforderungen an ein entsprechendes 
Bauwerk . In ihrer Gesamtheit bilden sie 
gleichsam das Brandschutzkonzept für 
ein fiktives Gebäude. Die Berücksichti­
gung aller als Stand der Technik zutref­
fenden Anforderungen führt zu einer aus­
reichenden Brandsicherheit. Bei Abwei­
chungen ist der Nachweis zu erbringen , 
mit welchen anderen Mitteln das konkre­
te Schutzziel erreicht wird . 

Sicherheitsniveau 
und erforderliche 
Schutzmaßnahmen 

Die Beachtung der für das Sicherheitsni­
veau maßgebenden und zu berücksichti­
genden Grenzwerte ist deshalb schwie­
rig , weil häufig keine messbaren Werte 
(wie z. B. der Feuerüberschlagsweg von 
5,00 m) zu beachten sind , sondern Bauar­
ten für Bauteile bzw. räumliche Anordnun­
gen. Außerdem wird das zu erreichende Ziel 
auch nicht unbedingt genannt, wie das fol­
gende Beispiel (Erleichterung) zeigt: 

Jeder Beherbergungsraum muss 
einen eigenen Zugang vom Flur 
haben. Bei gemeinsam vermietba­
ren Raumgruppen, wie Apparte­
ments und Suiten usw., genügt es, 
wenn nur ein Raum unmittelbar 
vom Flur aus zugänglich ist (§ 21 
(1) MGastBauVO). 

Appartements und Suiten werden 
wie Wohnungen betrachtet, die 

auch nur eine Eingangstür aufwei­
sen. In diesen Räumen werden 
sich normalerweise auch nur eine 
begrenzte Anzahl von Personen 
aufhalten . Diese Ausnahme , die 
gefangene Räume zulässt, ist je­
doch nur gemeinsam mit der For­
derung nach einer automatischen 
Brandmelde- und Alarmierungs­
einrichtung zulässig, da dadurch 
im Gefahrenfall die Gäste gewarnt 
werden können. Durch das Fehlen 
der Brandmelde- und Alarmie­
rungseinrichtung würden die Nut­
zer der gefangenen Räume im 
Brandfall in unzulässigem Maße in 
Gefahr geraten können und die 
vorgesehene Anordnung der Räu­
me wäre so nicht genehmigungs­
fähig . Es sei denn , das Apparte­
ment ist wie eine Wohnung brand­
schutztechnisch abgeschlossen 
und verfügt über einen zweiten 
Rettungsweg. 

W· --~- ~ 
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Geltung 

Rettungswege 
Türen 
Flure 

Ausgänge 

Flure 

Treppen 

Rauchab-
führung 

Geltung 

Rettungswege 
Türen 
Flure 

Ausgänge 

Flure 

Treppen 

Rauchab-
führung 

• oder Sicherheitstreppenraum 

Gaststätten über 
400 Besucher (VStättVO) 

1 m Breite je 150 Personen 
Mindestbreite: 1,1 ° m 
Mindestbreite: 2,00 m 

im Gastraum nach 25 m 
in Fluren nach 30 m 
zwei ab 200 Gastplätze 

2 Ausg . ab 400 Gastplätze 
Stichflure nicht länger 
als 10m 

zwei 

F90, unten geschlossen 
max. Breite: 2,5 m 

0,5 m2 je 250 m2 

Grundfläche (0,2%) 
Treppenräume über 
mehr als zwei Voll-
gesch .: 5%, 0,5 m2 

Erläuterung zu 
§ 50 BauOBln: 
Krankenhäuser 

Mindestbreite : 1,5 / 2,25 m 

aus Aufenthaltsraum: 
nach 30 m in Treppenraum 
oder ins Freie 

in OG mind. 2 Ausgänge 
Stichflure nicht länger 
als 10 m 

in OG mindestens zwei 
F90, unten geschlossen 
(n.T.), A-B (n.n .T.) 

Breite: 1,5 m (mind.) 
2,5 m (max.) 

= gleiche Anforderungen 

Beherberungsbetriebe mit 
mehr als 8 Gastbetten 
(MGastBauVO) 

Mindestbreite: 0,90 m 
Mindestbreite: 1,00 m 

zwei' ab 30 Gastbetten und 
200 Gastplätze in OG 
oder 60 Gastbetten in OG 
breiter 2,5 m: zus. Handlauf 

0,5% ab 400 Gastplätze: 
ohne (öffenb.) Fenster 
in Kellergeschossen 

Krankenhäuser 
(MKhBauVO) 

1,25m 

Treppenräume über mehr 
als zwei Vollgeschosse: 
5%, 0,5 m2 



Dem in seiner Mobilität in der Regel ein­
geschränkten Benutzer von Krankenhäu­
sern wird z. B. durch die Forderung nach 
gesonderten "Brandabschnitten" vor Auf­
zügen und dazugehörigen Treppenräu­
men Rechnung getragen . Deren Fluröff­
nungen müssen mindestens dicht- und 
selbstschließend ausgeführt werden (Ab­
schnitt 8 Erläuterung zu § 50 BauO Bin : 
Krankenhäuser) . 

Statt feuerbeständiger Türen in inneren 
Brandwänden dürfen dicht- und selbst­
schließende , aus nichtbrennbaren Bau­
stoffen hergestellte Türen verwendet wer­
den, wenn die anschließenden Wände all­
gemein zugänglicher Flure in einem Be­
reich von zwei Metern mindestens F 30-A, 
öffnungslos und ohne brennbare Beklei­
dung , Beschichtung , Folie oder Anstrich 
sind (§ 11 (3) MKhBauVO) . 

Im Bauordnungsrecht ist das Schutzziel 
in der Regel (noch) durch die konkrete ma­
terielle Anforderung (erforderliche Schutz­
maßnahme) definiert. So bedeutet die 
Forderung nach dem Errichten einer 
Brandwand , dass ein dichter Raumab­
schluss mit definiertem Feuerwiderstand 
und reproduzierbarer mechanischer Be­
lastbarkeit erforderlich ist. Soll in eine 
Brandwand eine verglaste Fläche einge­
fügt werden , ist also zu prüfen , welche An­
forderungen durch das Bauteil an dieser 
Stelle zu erfüllen sind und ob die gewähl­
te Konstruktion diese auch erfüllen kann . 
Dazu ist nachzuweisen , dass gegebenen­
falls an der vorgesehenen Einbaustelle 
keine solche mechanische Belastung zu 
erwarten ist , ein feuerbeständiges Bauteil 
mit allgemeiner bauaufsichtlicher Zulas­
sung vorgesehen und auch entsprechend 
der Zulassung eingebaut wird . Nur eine 
solche Begründung ist die Grundlage 
einer entsprechenden Befreiung bzw. Ge­
nehmigung zur Abweichung von einer 
Vorschrift des Baurechtes durch die Bau­
aufsichtsbehörde . 

Durch die Auswertung von Bränden kön­
nen noch heute entsprechende Schluss­
folgerungen getroffen werden. Die fol­
gende Anforderung, die erst in Auswer­
tung des Flughafenbrandes in Düsseldorf 
allgemein erkannt wurde, ist z. B. noch 
nicht in gesetzlichen Regelungen enthalten : 
Das Schließen von Aufzugtüren darf nicht 
durch Rauch behindert werden , wenn zu 
erwarten ist, dass der Brand vom Benutzer 
des Aufzuges nicht vorher erkannt werden 
kann. 

Alle Vorgaben , die eine Anleitung zum Er­
stellen von Brandschutzkonzepten ent­
halten , weisen unabhängig von der ge­
wählten Gliederung auf die Notwendigkeit 
der Verknüpfung von Gefährdung als Er­
gebnis der Risikoanalyse und den daraus 
resultierenden Brandschutzmaßnahmen 
hin. Ebenso stimmen die für das Brand­
schutzkonzept geforderten inhaltlichen 
Angaben in ihrer Summe weitestgehend 
überein. 

Die Brandsicherheit einer baulichen An­
lage wird nicht durch das Erstellen eines 
ganzheitlichen Brandschutzkonzeptes , 
sondern erst durch die konsequente 
Umsetzung der brandschutztechnischen 
Anforderungen erfüllt. Dies kann über 
ein Brandschutzkonzept sowohl in der 
Ausführungs- als auch in der Nutzungs­
phase eines Gebäudes erreicht werden . 
Unerlässlich dabei ist die Fortschreibung / 
Aktualisierung und wiede rkehrende 
Überprüfung des Brandschutzkonzeptes , 
da das Konzept ansonsten tatsächlich 
nur ein Entwurf bleibt. 

Dr. B. Ziemann 
U. Drechsler 

TÜV Nord e.V. 
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